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Veränderung durch Druck von unten 

Im Juli 2004 verpfl ichtete der Internatio-
nale Gerichtshof für Menschenrechte in 
Den Haag Israel zum Abriss der Mauer 
im besetzten Westjordanland und zur 
Entschädigung der Betroffenen. Obwohl 
das Gutachten eine klare Handlungs-
aufforderung an unsere Regierungen 
enthält und durch die UNO-Vollver-
sammlung bestätigt wurde, baut Israel 
die Mauer weiter. Unsere Regierungen 
und Parlamente machen nichts, um das 
Urteil und das Völkerrecht durchzuset-
zen. Ein Jahr später haben daher 172 
palästinensische Nichtregierungsorga-
nisationen zum internationalen Boykott 
Israels aufgerufen, um ihre berechtigten 
Forderungen endlich durchzusetzen. 
Seitdem versuchen Solidaritätsgruppen 
in aller Welt, politischen Druck auf Isra-
el auszuüben, um Internationales Recht 
und die Einhaltung der Menschenrechte 
durchzusetzen. Die Kampagne umfasst 
den Boykott israelischer Produkte und 
Institutionen (Unis, Sport), den Rückzug 
von Investitionen aus Firmen, die von 
der israelischen Apartheid profi tieren, 
und Lobbying gegenüber den eigenen 
Staaten, damit sie aus Kooperationspro-
grammen und Rüstungsgeschäften mit 
Israel aussteigen (Sanktionen).

Beteiligen auch Sie sich an der Kampa-
gne für Boykott, Desinvestitionen und 
Sanktionen! (www.bds-info.ch)

Weitere Informationen unter:

www.badil.org
NGO für die Rechte der 
Palästinafl üchtlinge 

www.zochrot.org
Israelische Organisation, 
sensibilisiert in Israel 
für die Nakba

www.palestineremembered.com
Interviews mit Vertriebenen, 
Karten und Filme über die 
zerstörten Dörfer 

www.deiryassin.org
Webseite über die Vertreibung 
aus dem Dorf Deir Yassin 
westlich von Jerusalem
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Unlösbarer Konfl ikt?

Der Konfl ikt im Nahen Osten dauert schon so lan-
ge an, dass er vielen als unlösbar erscheint. Diese 
Meinung teilen wir nicht. Eine Lösung hängt vor 
allem vom politischen Willen ab. Sie muss sich 
auf Internationales Recht stützen. Ernsthafte Frie-
densgespräche setzen zweierlei voraus: erstens, 
dass das laufende Unrecht an der palästinensi-
schen Bevölkerung gestoppt wird, und zweitens, 
dass vergangenes Unrecht anerkannt und wie-
dergutgemacht wird. Konkret bedeutet dies:

• die palästinensischen Flüchtlinge, wo immer sie 
heute leben (Ausland, besetzte Gebiete, Israel), 
müssen das Recht auf Rückkehr sowie Entschä-
digung und Wiedergutmachung für ihre Verluste 
erhalten.

• in Israel selbst muss jede Form von Diskriminie-
rung der palästinensischen Bevölkerung beseitigt 
und sie tatsächlich in allen Bereichen gleichge-
stellt werden; 

• in den besetzten Gebieten muss zu allererst die 
Besatzung beendet und die Mauer abgerissen 
werden;

• zudem müssen in ganz Palästina/Israel Land-
enteignungen und weitere Vertreibungen ge-
stoppt und die volle Bewegungsfreiheit garantiert 
werden.

Die Grundlagen für die Erfüllung dieser Forde-
rungen sind im Internationalen Recht eindeutig 
festgehalten. Deren Umsetzung scheitert aber 
am politischen Willen Israels, seiner Schutzmacht 
USA und auch Europas. Umso wichtiger ist es, 

dass die Solidaritätsbewegungen Druck auf Israel 
und ihre eigenen Regierungen ausüben, um die-
sen internationalen Standards zum Durchbruch 
zu verhelfen.

Unterschiedliche Massstäbe

Viele Menschen haben aus Schuldgefühlen Hem-
mungen, Israel zu kritisieren, da in Europa Milli-
onen von jüdischen Mitmenschen ermordet, ver-
folgt und beraubt wurden. Die historische Schuld 
kann aber nicht auf den Nahen Osten und die 
dortige arabische Bevölkerung abgeschoben wer-
den. Erlittenes Unrecht kann für die Nachkommen 
der einst Verfolgten und Ermordeten kein Freibrief 
sein, andere Gesellschaften zu zerstören. Die Pa-
lästinenserInnen haben dasselbe Recht auf ein 
gesichertes Leben wie alle anderen Menschen 
auch.

Welcher Staat?

Wie die zukünftige politische Struktur in der Regi-
on aussehen wird, ist heute noch nicht vorherseh-
bar. Ein dauerhafter Frieden ohne Diskriminierung 
und ein Leben in Sicherheit für alle Menschen der 
Region sind jedoch nur im Rahmen einer Gesell-
schaft möglich, die demokratisch und laizistisch 
(nicht religiös defi niert) ist und die den multinati-
onalen Charakter der Bevölkerung akzeptiert. Ein 
„jüdisch“ defi nierter israelischer Staat ist keine 
Vorraussetzung für Frieden, da er zwangsläufi g 
mit Verdrängung, Vertreibung und Unterdrückung 
der nichtjüdischen einheimischen Bevölkerung 
einhergeht.

Lösung?

531 palästinensische Dörfer wurden zerstört,

Vertreibung nach Plan

Dass die Vertreibung der PalästinenserInnen systematisch nach Plan verlief, belegt u.a. der 
israelische Historiker Ilan Pappe in seinem jüngsten Buch. Die zionistische Führung um David 
Ben Gurion sammelte detaillierte Informationen über die arabischen Dörfer und Städte und 
deren BewohnerInnen. Anhand dieser Daten wurden genaue militärische Pläne zur Vertrei-
bung der einheimischen arabischen Bevölkerung aus dem zukünftigen Staatsgebiet Israels 
erstellt. (Ilan Pappe: Die ethnische Säuberung Palästinas, Frankfurt am Main 2007)

Spuren tilgen

In den Jahren nach der Staatsgründung versuchte die israelische Armee, die Spuren der ara-
bischen Gesellschaft weitgehend auszulöschen. Über 500 Dörfer wurden zerstört, Strassen- 
und Dorfnamen geändert, die Vertriebenen enteignet. Auch den PalästinenserInnen, die als in-
tern Vertriebene innerhalb der neuen israelischen Grenzen lebten, wurde der Zugang zu ihren 
Häusern und Dörfern verweigert. Die neuen Tatsachen wurden durch verschiedene Gesetze 
zementiert. Rückkehrende Flüchtlinge wurde hart bestraft, viele erschossen. Einen Grossteil 
des palästinensischen Landes eignete sich der israelische Staat an.

Mythen

Zur Vertuschung der ethnischen Säuberung wurden verschiedene Mythen gebildet. Es hiess, 
die PalästinenserInnen seien freiwillig gegangen oder von arabischen Nachbarstaaten zur 
Flucht aufgefordert worden. Auch der alte Mythos vom „Land ohne Volk für ein Volk ohne Land“ 
oder der „Wüste, die zum Erblühen gebracht wurde“, sollte helfen, die Vertreibung zu leugnen. 
Diese Behauptungen halten historischen Fakten nicht stand. Es bedurfte aber eines neuen 
Selbstbewusstseins der Palästinafl üchtlinge und der PalästinenserInnen in Israel sowie der 
kritischen Forschung einer neueren Generation von israelischen HistorikerInnen, um sie ins 
öffentliche Bewusstsein zu rufen.

* Katastrophe auf Arabisch

60 Jahre Nakba – 60 Jahre Vertreibung
Im Zuge der Staatsgründung Israels und des ersten israelisch-arabischen Krieges 
wurden vier Fünftel der arabischen Bevölkerung Palästinas vertrieben. Mit Ein-
schüchterungen, Angriffen auf Dörfer und Zivilisten und Massakern trieben die 
zionistischen militärischen Verbände die einheimische arabische Bevölkerung aus 
ihren Dörfern. Mit einem Schlag wurden 750‘000 Menschen, rund vier Fünftel der 
arabischen Bevölkerung des Landes, entwurzelt.

Vertreibung nach Plan
arabischen Bevölkerung des Landes, entwurzelt.

Vertreibung nach Plan

60 Jahre Nakba – 60 Jahre Vertreibung

Im Zuge der Staatsgründung Israels 1948 wurden drei Viertel der arabi-
schen Bevölkerung Palästinas vertrieben. Mit Einschüchterungen, Angrif-
fen auf Dörfer und ZivilistInnen und Massakern trieben die zionistischen 
militärischen Verbände die einheimische arabische Bevölkerung aus ihren 
Dörfern. Mit einem Schlag wurden rund 800 000 Menschen entwurzelt.

60 Jahre Nakba*PALÄSTINA



Anhaltende Vertreibung 1948–2008

Auch nach der ersten Massenvertreibung der palästinen-
sischen Bevölkerung im Zuge der Staatsgründung 1948 
hielten Diskriminierung und Vertreibung an. 1967 wur-
den erneut 430 000 PalästinenserInnen aus der Westbank 
und dem Gazastreifen vertrieben. Seit 2002 erfährt die 
Politik der Vertreibung in den besetzten Gebieten und 
Jerusalem durch den Mauerbau, Häuserzerstörungen, 
Landenteignungen und den Entzug des Aufenthaltsrechts 
eine erneute Zuspitzung. Auch in Israel selbst sind vor 
allem BeduinInnen im Negev betroffen, deren Kulturen 
und Siedlungen zerstört und die zwangsweise umgesie-
delt werden.

Mauerbau bedeutet Vertreibung

Seit 2002 baut Israel im besetzten Westjordanland eine 
730 Kilometer lange Mauer. Sie trennt die illegalen jüdi-
schen Siedlungen, Wasserquellen und fruchtbares Acker-
land von den palästinensischen Städten und Dörfern und 
hindert die PalästinenserInnen, ihre Ländereien zu errei-
chen und sich frei zu bewegen. Offi ziellen Aussagen zu-
folge will die israelische Regierung die Hälfte der durch 
die Mauer abgetrennten Flächen dem Staat Israel einver-
leiben. Viele PalästinenserInnen erreichen nicht einmal 
mehr in der Westbank ihre Arbeitsstelle und sind oft von 
Verwandten, Spitälern und Schulen abgeschnitten. Am 
schlimmsten ist die Lage in Jerusalem, wo rund 80 000 
palästinensischen EinwohnerInnen im Zug des Mauer-
baus das Recht und die Möglichkeit genommen wurde, 
sich frei in ihrer Stadt zu bewegen und deren Zentrums-
funktion zu nutzen, sei es zur medizinischen Versorgung, 
zur Arbeit oder auch nur zum Einkauf oder Besuchen. 

Vertreibung durch Hauszerstörungen

Das israelische Komitee gegen Hauszerstörungen 
(ICAHD) schätzt die Zahl der willkürlich zerstörten pa-
lästinensischen Häuser seit 1967 auf 12 000, davon al-
lein in den letzten sieben Jahren über 4000. Die Zahl der 
damit obdachlosen Personen wird auf 50 000 geschätzt. 
Die Häuser werden von der Armee mithilfe von Bulldo-
zern, Baggern und Sprengstoff eingerissen, vielfach ohne 
Vorwarnung. Bei der Ankunft der Zerstörungseinheiten 
haben die Betroffenen oft nur wenige Minuten Zeit, um 
ihr Haus zu verlassen und das Wichtigste mitzunehmen.

Vertreibung aus dem Jordantal

Neben Jerusalem gehört das Jordantal zurzeit zu den 
prioritären Gebieten für die israelische Siedlungs- und 
Annexionspolitik. Das Jordantal erstreckt sich vom To-
ten Meer bis zum See Genezareth und umfasst ca. ein 
Viertel der von Israel militärisch besetzten Westbank. 
Bereits die Hälfte dieses Gebiets wird durch illegale 
Siedlungen kontrolliert, grosse Teile wurden zusätzlich 
zu militärischen Sperrzonen erklärt. Den palästinensi-
schen Bauern bleibt noch 4 Prozent ihres Ackerlandes. 
Der Zugang zum Tal wird vollständig durch Checkpoints 
der israelischen Armee kontrolliert. Diese sind nur von 
6.00 bis 21.00 Uhr geöffnet. Seit April 2006 dürfen nur 
noch PalästinenserInnen mit Wohnsitz im Jordantal, die 
älter als 30 Jahre sind, die Checkpoints passieren. Mit 
der massiven Zerstörung palästinensischer Wohnhäuser 
und Brunnen wird den PalästinenserInnen das Leben im 
Tal verunmöglicht. Auch dies eine stiller Vertreibungs-
prozess.

      Aktuelle 
Vertreibung
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Orte, aus denen die Bevölkerung
vertrieben wurde

Flüchtlinge
heute

Dimension des Flüchtlingsproblems

Palästinafl üchtlinge gehören zu der zahlenmässig gröss-
ten und ältesten Vertriebenengruppe weltweit. Schät-
zungsweise 7,4 Millionen palästinensische Flüchtlin-
ge gibt es heute einschliesslich der Nachkommen. Der 
Grossteil wurde 1948 und 1967 durch Militäroperationen 
gezielt vertrieben oder umgesiedelt. Man unterscheidet 
drei Hauptgruppen von palästinensischen Flüchtlingen:

• Palästinensische Flüchtlinge, die ausserhalb Israels 
und der israelisch kontrollierten und besetzten Gebiete 
grossteils in den arabischen Nachbarstaaten leben

• Palästinensische Flüchtlinge, die in den besetzten Ge-
bieten des Westjordanlandes und Gazastreifens leben

• Palästinensische Flüchtlinge, die innerhalb des heuti-
gen Israels leben (sog. „Internally Displaced Persons“)

Israel defi niert sich als jüdischen Staat. Dies hat zur Fol-
ge, dass die arabische Bevölkerung auf vielfältige Wei-
se diskriminiert und bis heute verdrängt wird. Vor allem 
aber werden die palästinensischen Flüchtlinge seit über 
60 Jahren aufgrund ihrer ethnischen, nationalen und re-
ligiösen Herkunft an der Rückkehr in ihre Heimatdörfer 
und Häuser gehindert. 

Alltag im Flüchtlingslager

Mehr als 1,32 Millionen Flüchtlinge leben in den 59 of-
fi ziellen Flüchtlingslagern in der Westbank, dem Gaza-
streifen, Jordanien, Syrien und Libanon. Viele von ihnen 
müssen weiterhin unter erschreckenden Bedingungen le-
ben und entbehren grundlegender ziviler, politischer und 
humanitärer Rechte. Ihr Alltag ist geprägt vom Kampf 
um das Überleben und Perspektivlosigkeit. 

Über eine Million Flüchtlinge in der Westbank leben mit 
weniger als 2 Franken pro Tag. Mit der Enge der Flücht-
lingslager verbunden ist die beschränkte Privatsphäre 
und das Fehlen von gerade für Kinder wichtigen Frei-
räumen. Während die Fläche der Flüchtlingslager in den 
letzten 60 Jahren nahezu unverändert blieb, hat sich die 
Zahl der BewohnerInnen in dieser Zeit vervierfacht. In 
16 Prozent der Haushalte leben mehr als drei Personen 
in einem Raum.

Die Flüchtlingslager sind ein Symbol des vorüberge-
henden Charakters des Exils und des Verlangens nach 
Durchsetzung des Rechts auf Rückkehr. Auch nach 60 
Jahren sind die Flüchtlingslager im Bewusstsein der 
Flüchtlinge nicht zur Heimat geworden. Die Hoffnung 
auf Rückkehr in die manchmal nur wenige Kilometer 
entfernten Herkunftsdörfer haben sie nie aufgegeben. 

„Jede Nacht träume ich von Beit Jibrin. Ich sehe unser Haus, die Ziegen und Schafe auf unse-
ren Feldern und die Menschen, wie sie in Einklang mit der Natur den alltäglichen Geschäften 
nachgehen. Jede Nacht weine ich um Beit Jibrin.“
Grossmutter Al-Azza, 78 Jahre, Flüchtlingslager Azza, Bethlehem, September 2007

„Eines Nachts begann die Bombardierung von Beit Jibrin. 
Ich war damals 18 Jahre alt und hatte gerade meinen ersten 
Sohn geboren. Niemand von uns wollte das Dorf verlassen. 
Über ein Jahr sind wir trotz der ständigen Attacken in Beit Ji-
brin geblieben. Als wir von den Massakern in unseren Nach-
bardörfern erfuhren, haben wir schliesslich unsere Häuser 
und unser Land verlassen und sind gefl üchtet. Wir haben 
nichts mitgenommen, denn wir waren überzeugt, dass wir in 
einigen Tagen wieder in unsere Häuser zurückkehren könn-
ten. Dies geschah vor 60 Jahren.“

Grossmutter Al-Azza, 78 Jahre, Flüchtlingslager Azza, 
Bethlehem, September 2007

Bild: Kinder aus dem Flüchtlingslager besuchen das Dorf ihrer Grosseltern, wo heute ein jüdischer Kibbutz steht

Palästinensische Enklaven heute


